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Herzlichen
Glückwunsch

   Liebe
Sonja
Zum
50. Geburtstag
alles Liebe und
Gute.

Deine Schwester
Annemarie und das ganze

Team mit Anhang

Der
allerbesten
Mama

der Welt alles Gute
zum Geburtstag.

Haben Dich lieb
Flo und Mike

David wird 18!
Große Klappe, liebes Wesen,
ständig Action, immer scheesen.
Erwachsen sein, Führerschein!
Nie mehr fragen: „Muss ich heim?“

Herzlichen Glückwunsch zur Volljährigkeit
Mama und Papa, Oma Ursula, Oma Elvira, Opa Raimund
und Opa Günter, Patin Ingeborg, Hans-Jörg und Heiko

,,MEIN SCHÖNSTER TAG“
Eine Hochzeit. Eine Taufe.
Ein runder Geburtstag.
Eine Anzeige: Eine Selbstverständlichkeit.

KURZ

Schwer-Lastwagen sorgen in
der Autobranche für Schub

Düsseldorf. Der Boom bei schweren
Lastwagen sorgt derzeit für eine früh-
lingshafte Stimmung in der deutschen
Autobranche. „Bei keiner anderen
Branche in Deutschland läuft die Bin-
nennachfrage so steil nach oben wie
bei Schwer-Lkw“, sagte der Präsident
des Verbands der Automobilindustrie
(VDA), Bernd Gottschalk, vor der
Wirtschaftspublizistischen Vereini-
gung in Düsseldorf. Die Neuzulassun-
gen bei Nutzfahrzeugen legten im ers-
ten Quartal um 16 Prozent auf 71 800
zu, bei den Lkw über 16 Tonnen sogar
um 21 Prozent. dpa

Besserer Nahverkehr in 
der Großregion angemahnt

Trier. Der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss der Großregion Saar-Lor-Lux
hat rasche Verbesserungen im öffent-
lichen Personennahverkehr gefordert,
berichtet der Saarländische Rundfunk
in seinen Online-Nachrichten. Bisher
seien die Fahrpläne völlig unkoordi-
niert. Die Fahrzeiten seien zu lange.
Außerdem fehlten wichtige Direktver-
bindungen. Im Umkreis von 100 km
um Luxemburg müsse ein einheitli-
cher Verkehrsverbund geschaffen wer-
den. Die Verkehrsexperten forderten
auch ein grenzüberschreitendes Fahr-
plan- und Preisinformationssystem im
Internet. red

Mercedes: 7800 Mitarbeiter
scheiden bisher freiwillig aus

Stuttgart. In der Mercedes Car Group
haben bis Ende März 7800 Mitarbeiter
Verträge über ihr freiwilliges Aus-
scheiden unterzeichnet, teilte Daim-
ler-Chrysler gestern in Stuttgart mit.
Insgesamt will das Unternehmen bis
September 2006 auf diesem Wege
rund 8500 Stellen streichen. Personal-
vorstand Günther Fleig zeigte sich zu-
versichtlich, dass das Personalabbau-
Programm wie geplant erfolgreich ab-
geschlossen werden könne. Betroffen
sind vor allem die Werke in Sindelfin-
gen und Bremen. dpa

Dritte deutsche Klage gegen
Schmerzmittel Vioxx

Berlin. In Zusammenhang mit dem
umstrittenen Schmerzmittel Vioxx ist
eine dritte deutsche Klage gegen den
US-Hersteller Merck & Co auf den Weg
gebracht worden. Der Berliner Anwalt
Jörg Heynemann sagte dem Berliner
„Tagesspiegel“, er werde die Klage ei-
ner 41-jährigen Frau beim Landgericht
Köln einreichen. Adressat ist die deut-
sche Merck-Tochter MSD. Der US-
Pharmakonzern Merck & Co. hat un-
terdessen vor Gericht einen zweiten
Fall im Zusammenhang mit dem 2004
vom Markt genommenen Schmerz-
mittel Vioxx verloren. ots/dpa

Schmuck- und Uhrenbranche
erwartet bessere Zeiten

Basel. Die deutsche Schmuck- und
Uhrenindustrie sieht einen Silber-
streif am Horizont. Das große Interes-
se des deutschen Fachhandels beim
Basler Branchentreff könne „durchaus
als Signal dafür gewertet werden, dass
sich die Binnennachfrage nach
Schmuck und Uhren 2006 verbessert“,
sagte der Hauptgeschäftsführer des
Bundesverbandes Schmuck und Uh-
ren, Alfred Schneider. dpa

Glasindustrie erleidet Kratzer 

Die deutsche Glasindustrie hat 2005 erstmals seit Jahren weniger Umsatz er-
zielt und den Stellenabbau fortgesetzt. Die Gesamterlöse der Branche sanken
um vier Prozent auf 7,6 Milliarden Euro, teilte der Bundesverband Glasindustrie
gestern in Düsseldorf mit. Fast alle Bereiche hätten Einbußen verzeichnet. Kräfti-
ge Zuwächse hätten jedoch Flachglashersteller auf Grund von Fenstererneue-
rungen verbucht. Die Zahl der Mitarbeiter sei mit Rationalisierungen um 2800
auf 52 200 weiter zurückgegangen. Foto: Honk

Heute im Bundesrat werden Sie der
Mehrwertsteuererhöhung zunächst
zustimmen. Ist die FDP umgefallen?

Pinkwart: Der Bundesrat stimmt
heute gar nicht über die Mehrwert-
steuer ab. Sondern er berät eine
Stellungnahme zum Haushaltsplan
der Bundesregierung, die wir mit-
tragen. Unsere Haltung zur Mehr-
wertsteuer ist glasklar: Wir sagen
Nein zu einer Erhöhung. Deshalb
wird die nordrhein-westfälische
Landesregierung aus Union und
FDP im Mai bei der entscheiden-
den Abstimmung im Bundesrat
nicht zustimmen.

Die Stellungnahme
der Länderkammer
zum Haushaltsbe-
gleitgesetz der
Bundesregierung
ist aber nicht ab-
lehnend. Laviert
die FDP?

Pinkwart: Über-
haupt nicht. Die
heutige erste Stel-
lungnahme der
Länderkammer

bezieht sich auf die allgemeine
Haushaltsstruktur, konkrete Maß-
nahmen wie die Mehrwertsteuer-
erhöhung stehen erst in den kom-
menden Wochen zur Abstimmung.
Die abschließende Haltung des
Bundesrates zum Haushalt insge-
samt und zum Haushaltsbegleitge-
setz folgt also noch.

Haben Sie noch Hoffnung, dass Sie
die Erhöhung um drei Prozentpunk-
te verhindern können? 

Pinkwart: Die Mehrwertsteuer-
erhöhung kann nur noch von der
übergroßen schwarz-roten Mehr-
heit gestoppt werden. Das ist leider
so. Die große Koalition scheint aber
nur kleinste Reformschritte zu
schaffen und sucht deshalb die
Ausflucht in Steuererhöhungen.
Dabei machen alle Wirtschaftsex-
perten unmissverständlich deut-
lich, dass wir durch die Erhöhung
mit massiven Wachstumseinbrü-
chen rechnen müssen. Ich fordere
daher die große Koalition auf, über
diese Maßnahmen noch einmal
nachzudenken.

Appellieren Sie auch an Ihren Mi-
nisterpräsidenten Jürgen Rüttgers
von der CDU?

Pinkwart: Die CDU muss selbst
ihre Entscheidung treffen. Wir als
FDP sehen jedenfalls keine positi-
ven Effekte durch höhere Mehr-
wertsteuereinnahmen für den Lan-
deshaushalt. Gerade mit den vielen
von rot-grün geerbten Schulden
wird NRW unter den zu erwarten-
den steigenden Zinsen und Zweit-
rundeneffekten bei den Löhnen
leiden. Das wird bestenfalls ein
Nullsummenspiel.

Bundesfinanzminister Steinbrück
sagt, er braucht die zusätzlichen
Einnahmen zur Haushaltskonsoli-
dierung und zur Senkung der Lohn-
nebenkosten. Welche Alternativen
bietet die FDP?

Pinkwart: Die FDP hat im Bun-
destag zur Konsolidierung der
Haushalte viele Sparvorschläge
eingebracht, die nach wie vor aktu-
ell sind. Es ist ja bemerkenswert,
dass Steinbrück für eine SPD
spricht, die etwa bei der Steinkohle
zwischenzeitlich noch höhere Sub-
ventionen fordert. So schafft man
keine Wachstumsimpulse. 

FDP lehnt höhere
Mehrwertsteuer ab

Partei-Vize Pinkwart warnt im SZ-Interview vor Wachstumseinbruch

Berlin. Der Bundesrat berät heu-
te über die geplante Mehrwert-
steuererhöhung. Andreas Pink-
wart (Foto: SZ), stellvertretender
FDP-Bundesvorsitzender, for-
dert die große Koalition auf, die
Steuererhöhung zurückzuneh-
men. Mit Pinkwart sprach SZ-
Korrespondent Hagen Strauß. 

Wiesbaden. Die von der Bundesre-
gierung geplante Erhöhung der
Mehrwertsteuer könnte die Inflati-
onsrate in Deutschland um bis zu
1,4 Prozentpunkte klettern lassen.
Das geht aus einer Berechnung des
Statistischen Bundesamtes hervor.
Bei unveränderter Teurungsrate
von derzeit 2,1 (Februar) könnte
der jährliche Preisauftrieb rechne-
risch auf 3,5 Prozent steigen.

Allerdings haben die Statistiker
dabei unterstellt, dass die Anhe-
bung der Mehrwertsteuer von 16
auf 19 Prozent vollständig auf die
Verbraucherpreise abgewälzt wird.

Ökonomen rechnen aber nicht da-
mit. Sie gehen davon aus, dass der
Wettbewerb es den Unternehmen
nicht erlauben werde, die Mehr-
wertsteuererhöhung komplett an
die Verbraucher weiterzugeben.
Auch die Statistiker gehen davon
aus, dass der rechnerische Effekt so
nicht eintreten wird. Bei der Erhö-
hung 1998 um einen Prozentpunkt
habe die Wirkung auf die Inflation
nur 0,3 Prozentpunkte betragen
statt der hochgerechneten 0,5.
Volkswirten erwarten, dass die Un-
ternehmen den Steueranstieg zu
40 Prozent tragen. dpa

Angst vor Inflationsschub
Statistiker errechnen Anstieg um bis zu 1,4 Prozent

Andreas 
Pinkwart

Saarbrücken. Der Brief von Minister-
präsident Peter Müller (CDU) an Bun-
deswirtschaftsminister Michael Glos
(CSU) mit der Bitte, gemeinsam mit al-
len Beteiligten einen Zeitplan für ein
Bergbau-Ende an der Saar zu erarbei-
ten (SZ vom 6. April), hat zu heftigen
Reaktionen geführt.

Der Landesvorsitzende der SPD,
Heiko Maas, sieht in Müllers Kohlepo-
litik ,,eine Anstiftung zur Arbeitsplatz-
vernichtung“. Mit einem schnelleren
Ende des Bergbaus ,,würde der Ar-
beitsplatzabbau im Saarland durch die
Politik forciert und Tausende Bergleu-
te müssten durch betriebsbedingte
Kündigungen in die Arbeitslosigkeit
geschickt werden“, so Maas. Das Ver-
halten der Landesregierung bedeute
auch das Aus für die avisierten Kraft-
werksinvestitionen. Um die Akzeptanz
des Bergbaus wieder zu heben, müsse
die Politik Vorschläge zur Modernisie-
rung des Berg- und Bergschadens-
rechts erarbeiten, bei denen auch die
Belange der Bergbau-Betroffenen
mehr Berücksichtigung finden.

Nach Ansicht des DGB-Landesvor-
sitzenden Eugen Roth gefährdet Mül-
lers Vorstoß beim Bund die Existenz
des Saarlandes. Die Region könne den
Abbau von über 10 000 Jobs sowie
rund einer Milliarde Euro jährlicher
Wertschöpfung in und um den Saar-
bergbau nicht verkraften ,,und würde
sofort kollabieren, wenn die Forde-
rung des Ministerpräsidenten nach ei-
nem Auslaufbergbau tatsächlich vom
RAG-Konzern erhört würde“, so Roth.
Adi Wagner, Landeschef der Arbeitsge-
meinschaft für Arbeitnehmerfragen in
der SPD (AfA), sieht einen sozialver-
träglichen Abbau von Arbeitsplätzen
in Gefahr, ebenso ,,jede Chance auf ein
wirtschaftliches Wachstum im Saar-
land“. Wer Tausende Bergleute ,, in die
Arbeitslosigkeit schickt, der handelt
nicht im Interesse des Landes und
schon gar nicht im Interesse der Men-
schen“. Der Bergbau werde weiter als
Wirtschaftsfaktor und zur Energiever-
sorgung gebraucht. Der saarländische
FDP-Bundestagsabgeordnete Karl Ad-
dicks begrüßt ein schnelles Ausstiegs-
szenario. Der SPD-Bundestagsabge-
ordnete Rainer Tabillion will dagegen
am Bergbau langfristig festhalten. ts

SPD: Müllers
Kohlepolitik

vernichtet Jobs 
DGB: Saarland in Gefahr

Saarbrücken. Terroranschläge, Sabo-
tage, Korruption, Industrie-Spionage
und Datendiebstahl – die Gefahren in
der globalisierten Welt sind vielfältig,
insbesondere für Wirtschafts-Unter-
nehmen. „Die Bedrohungen für Fir-
men nehmen zu“, sagte Ralf Schönfeld,
Geschäftsführer der Vereinigung für
die Sicherheit der Wirtschaft (VSW) in
Hessen, Rheinland-Pfalz und im Saar-
land auf der Saarmesse in Saarbrü-
cken. Im Wirtschaftsforum der Messe
präsentierte Schönfeld – gemeinsam
mit Rainmar Gnaehrich, dem ge-
schäftsführenden Gesellschafter der
St. Ingberter Gebäude-Sicherheits-
Firma Obrasafe – die Aufgaben und

Ziele des VSW-Netzwerks. Der Hinter-
grund: Die gemeinnützige Vereinigung
ist seit 1968 aktiv, bundesweit beraten
die VSW-Verbände inzwischen mehr
als 1000 Mitglieder in Sicherheitsfra-
gen. Schönfeld: „Wir vermitteln Kon-
takte, bieten Gelegenheit zum Aus-
tausch und sind Bindeglied zwischen
Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Si-
cherheitsbehörden.“ Gnaehrich, der
auch Landessprecher der VSW im
Saarland ist, fügte hinzu: „Wir wollen
die möglichen Gefahren ins Bewusst-
sein rücken und den Unternehmen
Wege zu wirkungsvoller Prävention
aufzeigen.“ Denn Vorbeugung sei vor
allem in der heutigen Zeit des Um-
bruchs wichtig, in der soziale und reli-
giöse Konflikte oder der zunehmende
Konkurrenzkampf neue Gefahren mit
sich bringen würden. „Im Saarland al-
lerdings sind bisher nur wenige Fir-
men und einige Verbände Teil des
VSW-Netzwerks, das wollen wir än-
dern“, erklärte Gnaehrich.

Der materielle Schaden, der im Saar-
land allein durch Wirtschaftskrimina-

lität entsteht, ist enorm: Im Jahr 2005
lag er laut Polizei bei fast 73 Millionen
Euro. Dazu kommen Risiken etwa
durch Überschwemmungen, techni-
sche Defekte oder menschliches Ver-
sagen. Einbruchmeldeanlagen, Brand-
und Wassermelder, Schutzräume für
Server oder Safes für Daten begrenzen
oder verhindern Schäden, sagte Gna-
ehrich im Wirtschaftsforum. Die VSW
könne Unternehmen dabei helfen, ei-
nen „Zustand begründeter Sorglosig-
keit“ zu erreichen.

Sicher ist: Hacker, Computerviren,
Terroristen, kriminelle Mitarbeiter,

Unfälle oder Naturkatastrophen ge-
fährden oftmals die Existenz eines Un-
ternehmens. „43 Prozent aller Firmen
können nach einem Großschaden
nicht mehr weiter machen“, berichtete
Schönfeld. Und er nannte ein mögli-
ches Bedrohungsszenario: „Zwei Mit-
arbeiter wechseln von einem Online-
Händler zu einem anderen Online-
Händler, sammeln vor dem Wechsel
des Arbeitsplatzes Informationen über
Passwörter und Betriebssysteme des
alten Arbeitgebers und attackieren mit
Hilfe der Informationen dessen Web-
server. Die Folge: Der Internet-Auftritt
und damit der Verkauf des Händlers ist
lahm gelegt.“ Dieses Fallbeispiel sei
auf viele Unternehmen übertragbar,
die ihre Informationstechnologie
nicht ausreichend schützen.

So ist der Bereich der IT-Sicherheit
auch ein zentraler Aspekt für die VSW
– denn kriminelle Hacker werden im-
mer professioneller. Schönfeld: „Und
in Deutschland ist die Abhängigkeit
von der Datenverarbeitung größer als
von der Ölversorgung.“

Unternehmen müssen vor Ganoven und Unfällen auf der Hut sein
Vereinigung für Sicherheit der Wirtschaft warnt vor Schäden und wirbt für wirksamen Schutz der Firmen – Saarmesse-Forum

Das gemeinnützige VSW-Netzwerk
berät deutschlandweit Firmen in Si-
cherheitsfragen. Im Saarland hat
die Vereinigung bislang nur wenige
Mitglieder – obwohl die Gefahren für
die Unternehmen wachsen.

VO N  S Z - R E DA KT I O N S M I T G L I E D
T I M  H Ö H N

AUF EINEN BLICK

Die Vereinigung für die Sicher-
heit der Wirtschaft ist gemein-
nützig, in Deutschland sind mehr
als 1000 Firmen und Verbände
Teil des Netzwerks. Die Mit-
gliedsbeiträge richten sich je-
weils nach der Größe eines Un-
ternehmens. Infos gibt es im In-
ternet unter vsw-service.de tim

Düsseldorf/Saarbrücken. Im Tarif-
streit der Metall- und Elektroindustrie
haben die Arbeitgeber gestern erst-
mals ein konkretes Angebot vorgelegt.
In der vierten Verhandlungsrunde in
Düsseldorf schlugen sie ein Lohnplus
von 1,2 Prozent für dieses und für das
kommende Jahr vor. Darüber hinaus
sollen die Betriebe je nach wirtschaft-
licher Lage in den kommenden zwei
Jahren monatliche Boni leisten. Die IG
Metall in Düsseldorf lehnte die Offerte
als „nicht ernst zu nehmen“ ab. „Das ist
kein Angebot, sondern eine Provokati-
on“, sagte der Vorsitzende der IG Me-
tall, Jürgen Peters. Eine Beilegung des
Tarifkonflikts vor Ostern wird nicht
erwartet. In Baden-Württemberg wur-
de am Nachmittag in Mannheim das
gleiche Angebot erwartet. 

Auch gestern hatte die IG Metall
bundesweit zu Warnstreiks aufgeru-
fen, an denen sich nach ihren Angaben

wieder viele tausend Beschäftigte be-
teiligten. Im Saarland setzt die IG Me-
tall die Warnstreiks heute in zahlrei-
chen Betrieben fort. Zu einem Warn-
streik mit Sternmarsch und Kundge-
bung in Homburg mit dem Bezirkslei-
ter der IG Metall Frankfurt, Armin
Schild, sind mehrere tausend Beschäf-
tigte aus zwölf Betrieben aufgerufen.
Die Arbeit niederlegen wollen außer-
dem Mitarbeiter bei ZF Getriebe in
Saarbrücken. Die Nachtschicht bei
Eberspächer in Neunkirchen ist aufge-
rufen, eineinhalb Stunden vor Schicht-
ende nach Hause zu gehen. Weitere
Maßnahmen sind geplant bei Wolf
Garten in St. Wendel, Firma Tschan in
Neunkirchen sowie der Großverzinke-
rei Neunkirchen. Die Tarifverhand-
lungen für die so genannte Mittelgrup-
pe der IG Metall, zu der das Saarland
gehört, werden am kommenden Mon-
tag fortgesetzt. dpa/afp/red

IG Metall lehnt
Arbeitgeber-Angebot ab
Bezirksleiter Schild heute bei Kundgebung in Homburg
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